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Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung  
gemäß § 46 Abs. 1 GO LT 

Abgeordnete Miriam Staudte und Volker Bajus (GRÜNE) 

Bundesumweltministerin Svenja Schulze fordert Vollendung des Atomausstiegs: Unterstützt 
die Landesregierung die Forderung nach Stilllegung der Brennelementefabrik in Lingen? 

Anfrage der Abgeordneten Miriam Staudte und Volker Bajus (GRÜNE) an die Landesregierung, ein-
gegangen am 16.03.2021  

Anlässlich des 10. Jahrestags der Atomkatastrophe von Fukushima hat SPD-Umweltministerin 
Svenja-Schulze einen Zwölf-Punkte-Plan zur Vollendung des Atomausstiegs vorgelegt. Punkt 1 for-
dert die Stilllegung der Brennelementefabrik in Lingen und der Urananreicherungsanlage im nord-
rhein-westfälischen Gronau. In dem Positionspapier wird auch darauf Bezug genommen, dass 
Brennelementeexporte aus Lingen den Betrieb unsicherer Atomkraftwerke im Ausland stützen. 

„1. Atomfabriken in Lingen und Gronau schließen  

Das Bundesumweltministerium ist der Auffassung, dass der Atomausstieg in Deutschland nicht mit 
der Produktion von Brennelementen für Atomanlagen im Ausland vereinbar ist. Deshalb setzt es sich 
für die Schließung der Anlagen in Lingen und Gronau ein, die in der nächsten Legislaturperiode um-
gesetzt werden muss. Nach Gutachten im Auftrag des BMU wäre eine Schließung rechtssicher mög-
lich. Ein entsprechender Vorstoß des BMU fand in dieser Legislaturperiode allerdings nicht die not-
wendige Unterstützung in der Bundesregierung. Nach Auffassung des BMU ist eine gesetzliche Re-
gelung zur Beendigung der Brennelementfabrikation in Deutschland und des Betriebs der Uranan-
reicherungsanlage in Gronau die rechtssichere, richtige Lösung, um die untragbare Situation zu be-
enden, dass grenznahe ausländische Alt-AKW mit Brennelementen aus deutscher Produktion be-
trieben werden.“1

1. Unterstützt die Landesregierung die Forderung der Bundesumweltministerin nach Stilllegung 
der Brennelementefabrik in Lingen insbesondere vor dem Hintergrund der grenzüberschreiten-
den Risiken des Betriebs „ausländischer Alt-AKWs“2 (bitte begründen)? 

2. Welche Auswirkungen hätte eine Beteiligung des russischen Atomkonzerns auf die Möglichkeit, 
die Brennelementefabrik im Rahmen eines entschädigungspflichtigen Vertrags stillzulegen? 

3. Inwiefern lässt sich die Landesregierung vom Bund bezüglich der rechtlichen Klärungen zur 
Zulässigkeit der jüngsten Brennelementeexporte von Lingen nach Leibstadt (Schweiz) und Doel 
(Belgien)3 sowie zu möglichen rechtlichen Konsequenzen für den Betreiber informieren? 

1 https://www.bmu.de/download/12-punkte-fuer-die-vollendung-des-atomausstiegs 
2 Vgl. ebenda
3 Vgl. taz vom 21.1. und 11.2.2021, https://taz.de/Umstrittene-Exporte-aus-Lingen/!5741985, https://taz.de/Brennelement-Ex-
porte-nach-Doel/!5746835/

(V
erteilt am 18.03.2021) 


	Drucksache 18/8803
	Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung

gemäß § 46 Abs. 1 GO LT
	Abgeordnete Miriam Staudte und Volker Bajus (GRÜNE)
	Bundesumweltministerin Svenja Schulze fordert Vollendung des Atomausstiegs: Unterstützt

die Landesregierung die Forderung nach Stilllegung der Brennelementefabrik in Lingen?

